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Gesetzentwurf 

der Staatsregierung 

zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung 

A) Problem 

Niederbayern hat bisher als einziger bayerischer Regierungsbezirk kein Verwaltungs-
gericht mit Sitz im eigenen Bezirk. 

 

B) Lösung 

Durch förmliches Gesetz soll zum 1. Juli 2028 ein Verwaltungsgericht für Niederbayern 
mit Sitz in der Stadt Plattling errichtet werden. Für den Standort spricht insbesondere 
seine verkehrsgünstige Lage mit Bahnhaltestelle für Nah- und Fernverkehr sowie die 
unmittelbare Nähe zur A92. Die Benennung des 1. Juli 2028 als konkreten Zeitpunkt für 
das Inkrafttreten des Gesetzes schafft Rechts- und Planungssicherheit für die bis zur 
Errichtung zu ergreifenden Maßnahmen. Bis zu diesem Zeitpunkt soll die Zuständigkeit 
des Verwaltungsgerichts Regensburg auch für den Regierungsbezirk Niederbayern bei-
behalten werden. 

 

C) Alternativen 

Keine 

 

D) Kosten 

1. Staat 

Mit der Neuerrichtung eines Gerichtssitzes entstehen zusätzliche Kosten für die ge-
plante Anmietung der entsprechenden Räumlichkeiten. In Umsetzung des auf Frei-
willigkeit beruhenden Personalrahmenkonzepts der Staatsregierung entstehen 
überdies vorübergehend Personalmehraufwände für eine sozialverträgliche Ausge-
staltung. 

2. Kommunen 

Sofern Kommunen Beteiligte an verwaltungsgerichtlichen Verfahren sind, kann es 
durch kürzere Wegstrecken zu Einsparungen bei evtl. entstehenden Fahrtkosten 
kommen. 

3. Wirtschaft und Bürgerinnen und Bürger 

Mit der Errichtung eines Gerichts im eigenen Regierungsbezirk können Wegstre-
cken für Verfahrensbeteiligte verkürzt und dadurch Fahrtkosten eingespart werden. 
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Gesetzentwurf 

zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung 

 

§ 1 

Art. 1 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung 
(AGVwGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni 1992 (GVBl. S. 162, 
BayRS 34-1-I), das zuletzt durch Gesetz vom 22. April 2022 (GVBl. S. 148) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Nach Nr. 1 wird folgende Nr. 2 eingefügt: 

„2. in Plattling für den Regierungsbezirk Niederbayern,“. 

2. Die bisherige Nr. 2 wird Nr. 3 und die Angabe „die Regierungsbezirke Niederbayern 
und“ wird durch die Angabe „den Regierungsbezirk“ ersetzt. 

3. Die bisherigen Nrn. 3 bis 6 werden die Nrn. 4 bis 7. 

 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am …[einzusetzen Datum des Inkrafttretens, geplant 1. Juli 
2028] in Kraft. 

 

 

Begründung: 

A) Allgemeines 

Das von der Staatsregierung beschlossene Konzept Behördenverlagerung Bayern 
2030 2. Stufe sieht zur Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse und Arbeitsbedin-
gungen in allen bayerischen Regierungsbezirken die Errichtung eines eigenen Verwal-
tungsgerichts für den Regierungsbezirk Niederbayern vor. Bislang ist das Verwaltungs-
gericht Regensburg mit seinen insgesamt 15 Kammern (nebst einer mit diesen perso-
nenidentischen Fach- bzw. Spezialkammer) sowohl für den Regierungsbezirk Ober-
pfalz als auch für den Regierungsbezirk Niederbayern zuständig. Ab dem 1. Juli 2028 
sollen alle sieben bayerischen Regierungsbezirke jeweils über ein Verwaltungsgericht 
mit Sitz im eigenen Bezirk verfügen. In der Folge wird das Verwaltungsgericht Plattling 
örtlich zuständig für alle verwaltungsgerichtlichen Verfahren des Regierungsbezirks 
Niederbayern sein.  

Angesichts des verkehrsgünstigen und attraktiven Standorts Plattling ist davon auszu-
gehen, dass für das neue Gericht Personal im Rahmen der gegebenen Bewerberlage 
gewonnen werden kann. Den mit einer Verlegung der Kammern verbundenen Belas-
tungen für die Beschäftigten und ihre Familien kann durch eine sozialverträgliche Um-
setzung, ausgehend vom Grundsatz der Freiwilligkeit beim Wechsel des Dienstorts, be-
gegnet werden. 

 

B) Zwingende Notwendigkeit einer normativen Regelung 

Die Errichtung eines Verwaltungsgerichts für den Bezirk Niederbayern mit Sitz in Platt-
ling bedarf nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) eines förm-
lichen Gesetzes. 

 



Drucksache 19/6138 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode Seite 4 

 

C) Begründung der einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Art. 1 Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung 
(AGVwGO) bestimmt, dass das Verwaltungsgericht für den Regierungsbezirk Nieder-
bayern seinen Sitz in der Stadt Plattling hat. Über die Regelung des Inkrafttretens des 
Gesetzes am 1. Juli 2028 wird gleichzeitig auch der Zeitpunkt der Errichtung des Ge-
richts bestimmt. Der Erlass des Gesetzes zum jetzigen Zeitpunkt dient der Rechts- und 
Planungssicherheit für die hierfür zu ergreifenden Umsetzungsmaßnahmen.  

Für die Aufnahme des Gerichtsbetriebs zum 1. Juli 2028 müssen bis zu diesem Zeit-
punkt geeignete Räumlichkeiten bezugsfertig zur Verfügung stehen und das erforderli-
che Personal für ein Gericht mit voraussichtlich sieben Kammern und rund 50 Mitarbei-
tern gewonnen werden. Die hierfür veranschlagten drei Jahre berücksichtigen den vo-
raussichtlichen Zeitbedarf für die notwendigen Umsetzungsmaßnahmen. 

Für den Fall, dass die Schaffung bezugsfertiger Räumlichkeiten schon zu einem frühe-
ren Zeitpunkt möglich sein wird, könnte der Zeitpunkt der Errichtung des Verwaltungs-
gerichts in Plattling durch Gesetz entsprechend angepasst werden. § 3 VwGO verlangt 
für die Errichtung eines Gerichts ein Gesetz, und zwar nicht nur für das „Ob“ der Errich-
tung, sondern auch für den Zeitpunkt der mit der Errichtung verbundenen Änderung der 
Gerichtsorganisation. 

 

Zu § 2 

§ 2 regelt das Inkrafttreten der Vorschrift.  

Bis zum 30. Juni 2028 wird das Verwaltungsgericht Regensburg damit weiterhin für 
Verwaltungsgerichtsverfahren aus dem Regierungsbezirk Niederbayern zuständig sein. 
Die bis dahin beim Verwaltungsgericht Regensburg anhängigen Verfahren werden 
nach dem Grundsatz der perpetuatio fori dort verbleiben. Für alle danach für den Re-
gierungsbezirk Niederbayern eingehenden Verfahren wird das Verwaltungsgericht 
Plattling zuständig sein. Ein etwaiger Übergang der am Verwaltungsgericht Regensburg 
zum 1. Juli 2028 noch anhängigen Verfahren aus Niederbayern auf das Verwaltungs-
gericht Plattling bedürfte eines förmlichen Gesetzes, das ggfs. einem eigenen, erst zeit-
nah zur Errichtung des Gerichts zu erlassenden Gesetz vorbehalten bleiben muss. 

 

 


